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Datenschutzvergehen bei der Akteneinsicht zum Vorgang im Jugendclub 

Wutzkyallee? 

 

Fragestellung der Bezirksverordneten: 

 

1. Hat der Berliner Staatssekretär für Jugend und Familie Falko Liecke zum Zeitpunkt der ers-

ten Presseanfragen zur mutmaßlichen Vergewaltigung in der Wutzkyallee bereits Informa-

tionen über die Situation besessen? 

2. Wenn ja, hat er vor seinem Pressekontakt diese zuerst mit der zuständigen Neuköllner 

Stadträtin Sarah Nagel besprochen? 

3. Hat die Neuköllner Datenschutzbeauftragte Erkenntnisse darüber, ob und durch wen die 

Weitergabe von geschützten Informationen zur mutmaßlichen Vergewaltigung in der Wutz-

kyallee an die Presse noch vor der ersten Akteneinsicht stattgefunden hat? 

4. Wenn ja, hält sie diese für datenschutzrechtlich unbedenklich? 

5. Wenn nein, welche Möglichkeiten der Ahndung bestehen, um in dieser Hinsicht den Kinder-

schutz auf dem Wege des Datenschutzes besser zu würdigen? 

 

 

Antwort des Bezirksamtes: 

 

Sehr geehrter Herr Vorsteher, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

sehr geehrte Frau Klein, 

 

das Bezirksamt beantwortet Ihre Kleine Anfrage wie folgt: 
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Zu 1.: 

Ausweislich der Schriftlichen Anfrage S19-25875 hat Staatssekretär Falko Liecke am 

20.02.2026 durch einen anonymen Hinweis erstmals Kenntnis von dem in Rede stehenden 

Vorgang erlangt. 

 

Zu 2.: 

Die zuständige Bezirksstadträtin hatte erstmals am 18.03.2026 persönlichen Kontakt zu 

Staatssekretär Falko Liecke im Rahmen einer Besprechung in der Senatsverwaltung für Bil-

dung, Jugend und Familie. Eine direkte Kontaktaufnahme zur Bezirksstadträtin fand zuvor nicht 

statt. Die Senatsverwaltung hat sich per E-Mail am 2. März 2026 an die Jugendamtsdirektorin 

gewandt. Auch dieses Schreiben hat zunächst nicht die zuständige Stadträtin erreicht. 

 

Zu 3.: 

Nein. Dem Datenschutzbeauftragten des Bezirksamtes Neukölln liegen hierzu keine Erkennt-

nisse vor. 

 

Zu 4.: 

S. Antwort zu Frage 3. 

 

Zu 5.: 

Im Falle einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten, die voraussichtlich ein Ri-

siko für die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen zur Folge hat, ist der Vorfall der 

Berliner Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit unverzüglich und möglichst bin-

nen 72 Stunden nach Bekanntwerden der Verletzung zu melden. Besteht hierbei voraussicht-

lich ein hohes Risiko für die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen, sind zusätzlich 

die betroffenen Personen über den Vorfall zu informieren. Eine entsprechende Meldepflicht 

setzt das Vorliegen einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten voraus. Erkennt-

nisse zu einem Datenschutzverstoß liegen jedoch derzeit nicht vor. 
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